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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2015/18/0295 E 16. November 2016 RS 1 

Stammrechtssatz 

Der EuGH hat vor dem Hintergrund der Statusrichtlinie (nunmehr: Richtlinie 2011/95/EU) in den 
verbundenen Rechtssachen C-199/12 bis C-201/12 im Urteil vom 7. November 2013 zur Verfolgung 
wegen der sexuellen Orientierung folgende Vorgaben gemacht: Art. 10 Abs. 1 lit. d der Statusrichtlinie ist 
dahin auszulegen, dass das Bestehen strafrechtlicher Bestimmungen, die spezifisch Homosexuelle 
betreffen, die Feststellung erlaubt, dass diese Personen als eine bestimmte soziale Gruppe anzusehen sind. 
Der bloße Umstand, dass homosexuelle Handlungen unter Strafe gestellt sind, stellt noch keine 
Verfolgungshandlung im Sinne von Art. 9 Abs. 1 iVm Art. 9 Abs. 2 lit. c der Statusrichtlinie dar. 
Dagegen ist eine Freiheitsstrafe, mit der homosexuelle Handlungen bedroht sind und die im 
Herkunftsland, das eine solche Regelung erlassen hat, tatsächlich verhängt wird, als unverhältnismäßige 
oder diskriminierende Bestrafung zu betrachten und stellt somit eine Verfolgungshandlung dar. Die 
nationalen Behörden haben, wenn ein Asylbewerber geltend macht, dass in seinem Herkunftsland 
Rechtsvorschriften bestünden, die homosexuelle Handlungen unter Strafe stellten, im Rahmen ihrer 
Prüfung der Ereignisse und Umstände nach Art. 4 der Statusrichtlinie alle das Herkunftsland betreffenden 
relevanten Tatsachen einschließlich der Rechts- und Verwaltungsvorschriften dieses Landes und der 
Weise, in der sie angewandt werden, zu prüfen, wie dies in Art. 4 Abs. 3 lit. a der Statusrichtlinie 
vorgesehen ist. Von einem Asylwerber kann nicht erwartet werden, dass er seine Homosexualität in 
seinem Herkunftsland geheim hält, um eine Verfolgung zu vermeiden. 
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